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Zur Veröffentlichung nicht zugelassen. 

Im Namen des Deutsch en Volkes 
~. 
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In der Strafsache gegen den Kaufmann L JSrael Rx 
in Nürnberg, e.Zt. in Uhtersuchungshaft im Gefängnis iN Nürnberg, 
wegen Rossenschonde, 

hat das Reichsgericht, l. Stratsenat, in der Sitzung vom. 
6. Oktober 1939, an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Senotsprästdent LW. Schultze, 
und die Reichsgeríchtsräte Roestrup, Dr Ziegler, 
Dr. Rohde, Rusche,' , 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Staatsanwalt Br. Sandrock, 

als orkunäsbeamter der'oeschäftsstelle: 
der Just iztnspektor Vínkler, 

.out~die .Revision des Angeklagten noch mündlicher Verhandlung 
für .Recht erkannt: 

Die Revision gegen das Urteil des Landgerichts. .N ü r n b e r o = 
Für r t h vom 10. .Hai 1939 wird verworfen; dem Angeklagten werden 
die Kosten des Rechtsmittels auferlegt. 
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Von Rechts 
Gründe 

weg en 

I. Die Verfahrensrüqe der Revision ist unbegründet. 
Die Vorschriften über die öffentl tchkatt des Verfahrens (§ 5.58 
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er. 6 StPO, §5 169 flg. ehe) sind entgegen den .Darlegungen der 
.Revision nicht verletzt. 

Ein Beschluß des Gerichts im Sinne der §§ l7la, l?2,l73 GVG 
steht nicht in .r†aoe. 
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übe geschehen ist, stellt sich als eine vorbeugende Haßnahme 
des Vorsitzenden zur Aufrechterhaltung der Ordnung' in der Sitzung 
ddr (§ 176 ehe). Sie kann nicht deshalb als eine Verletzung der 
Vorschriften -über die Öffentlichkeit des Verfahrens angesehen wer= 
den, weil sie einer Störung der Ordnung vorbeugen sollte, oder 
weil ehe sich nicht gegen einzelne bestimmte Personen richtete, 
sondern gegen alle Personen, die der Rasse nach beetímmbar waren 
(Juden); das trifft hier um eo weniger zu, als die Anordnung - 
wie die Ermittlungen ergeben haben - auf vo rhergegongenen, die 
Ordnung in früheren Sitzungen empfindlich störenden VOrfallen be= 
ruht, die durch Angehörige der Jüdischen Rosse verursacht worden 
waren. • 

II. .Die sochlichrechtlíche Nachprüfung des Urteils ergibt 
keine durchgreifenden rechtlichen Bedenken. ES genügt, insoweit 
auf die besonderen Angriffe in der Revue ionsbegründung einzugehen. 

1. Ems Landgericht war nicht fn der Lage, die Jüdische Abstand= 
Fung aller Großeltern des Angeklagten durch Geburtsurkunden der 
Großeltern selbst nachzuweisen. Es' hat Jedoch an Hand der erretch= 
bar gewesenen Gebur tsurkunden und In Verbindung damit an Hand der 
Angaben des Angeklagten selbst untersucht, ob diese UNterlagen 
ausreichend seien, und es ist auf Grund dieser Dhtersuchung zu der 
Überzeugung gelangt, daß alle vier GroßelterN des Angeklagten 
,flaasefl und Bekenntnisjuden waren" (bM.S„9). Soweit es dabei aus= 
führt, für die mütterliche Linie folge das schon aus dem „typisch 
Jüdischen' Nomen „sämtlicher" VOrfahren (UM.S„9), ist oller= 
dings bedenklich, ob das auch auf die Nütterltche Großmutter 
,al | BI | geb. yfl--¶~ eutr äfft. Los ist indes gegenüber den 
weiteren Dorlegungen des Landgerichts, die rechtlich einwandfrei 
sind, ohne entscheidende Bedeutung. Überdies würden drei voll= 
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Jüdische Großeltern gegeben sein, wenn die mütterliche Großmutter 
ausscheiden müßte, und auch dann wären noch die gesetzlichen VOr: 
ausseteungen erfüllt. 
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;Die Behauptung der Revision, 
. 

der Angeklagte habe in der Haupt= 
verhandlung erklärt, ~doß über die .Abstammung seines Vaters zweifel 
geherrscht habe, und er habe dabei auf sein eigeNes Äußere hin= 
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gewiesen, widerspricht den Feststellungen des Urteils über die Eine 
lassung des Angeklagten (DH.S„9, 10) und ist daher unbeachtlich. 

2. Die Ausführungen des Landgerichts zur Strafzumessung -zeigen 
keinen Hechtsfehler. Entscheidend ist nach ihnen Art und bhfang 
der Straftat des Angeklagten selbst gewesen. Die Ausführungen des 
Landgerichts über den ollgeme tuen Abschreckungszweck können eben= 
falls nicht als reahtlích fehlerhaft bezeichnet werden. 
geh. Schultze Raestrup Ziegler 

Rohde Rasche 
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